
besten Kräften zu erhalten. Dem hat der RFH in 
einem nicht veröffentlichten Urteil vom 28. 1. 1937 
(VI 345/35) Rechtnung getragen. Die Entscheidung 
ist auszugsweise abgedruckt in „Information L" 
1956 S. 232. Es sei auch verwiesen auf den Auf­
satz von Wauer „Denkmalpflege in steuerlicher 
Sicht", abgedruckt in „Deutsche Kunst- und Denk­
malpflege" Heft 1/1956. Der Verfasser redet der 
Abzugsfähigkeit von Erhaltungsaufwendungen für 
Kulturwerte als einer auf besonderen Verpflich­
tungsgründen beruhenden dauernden Last im Sinne 
des § 10 Abs. 1 Ziffer 1 EStG, mit ausführlicher 
Begründung das Wort. Die Argumentation hat 
umso größeres Gewicht als § 1 StAnpGes. für die 
Auslegung der Steuergesetze die wirtschaftliche 
Betrachtungsweise vorschreibt.

c) Die Finanzverwaltung hat anerkannt, daß not­
wendige Aufwendungen zur Erhaltung schutzwür­
diger Kulturwerte insoweit, als sie etwaige aus 
diesen Kulturwerten erzielte Einnahmen überstei­
gen und weder Betriebsausgaben noch Werbungs­
kosten sind, als außergewöhnliche Belastung im 
Sinne des § 33 EStG zu behandeln sind. Der Erlaß, 
der in allen Ländern gleichlautend verabschiedet 
worden ist, lautet in der vom Finanzminister des 
Landes Nordrhein-Westfalen unter dem 3. 8. 1960 
— S. 2193 — 2 VB 1 — veröffentlichten Fassung 
wie folgt:

„Unter Aufhebung der Erlasse vom 19. 12. 1955 
und 17. 7. 1957 sowie sonstiger entgegenstehender 
Anordnungen ist künftig nach den folgenden Richt­
linien noch zu verfahren.

I. Notwendige Aufwendungen zur Erhaltung 
schutzwürdiger Kulturwerte (Gebäude, Anlagen, 
Mobilar, Kunstgegenstände, Kunstsammlungen, 
wissenschaftliche Sammlungen, Bibliotheken und 
Archive) können insoweit, als sie etwaige aus 
diesen Kulturwerten erzielte Einnahmen überstei­
gen und weder Betriebsausgaben noch Werbungs­
kosten sind, unter den folgenden Voraussetzungen 
dem Grunde nach als außergewöhnliche Belastung 
im Sinne des § 33 EStG anerkannt werden:

1. Die Erhaltung der Kulturwerte muß wegen 
ihrer Bedeutung für Kunst, Geschichte oder Wis­
senschaft im öffentlichen Interesse liegen.

2. Die Kulturwerte müssen in einem den Verhält­
nissen entsprechenden Umfang den Zwecken der 
Forschung oder der Volksbildung nutzbar gemacht 
werden, es sei denn, daß dies aus zwingenden 
Gründen nicht möglich ist.

3. Der Steuerpflichtige muß bereit sein, die Kul­
turwerte den geltenden Bestimmungen der Denk­
mal- und Archivpflege zu unterstellen.

4. Die Kulturwerte müssen sich seit mindestens 
20 Jahren im Besitz der Familie des Steuerpflich­
tigen befinden oder in das „Verzeichnis national 
wertvollen Kulturgutes" bzw. in das „Verzeichnis 
national wertvoller Archive" (§ 1 Abs. 3, § 10 
Abs. 3 des Gesetzes zum Schutze deutschen Kul­
turgutes gegen Abwanderung vom 6. 8. 1956, Bun­
desgesetzblatt I Seite 501) eingetragen sein.

5. Die Erhaltungsaufwendungen müssen im Ein­
vernehmen mit den zuständigen staatlichen Stellen 
(Landesämter für Denkmalpflege, Staatsarchivver­
waltungen usw.) gemacht werden. Im Land Nord­
rhein-Westfalen sind dafür die folgenden Stellen 
zuständig:

a) Für den Bereich der Denkmalpflege die Landes­
konservatoren in Bonn und Münster als Delegierte 
des Kultusministeriums des Landes Nordrhein- 
Westfalen,

b) für Archive die Staatsarchive in Düsseldorf 
und Münster und das Landesarchiv Detmold im 
Einvernehmen mit der zuständigen Archivberatungs­
stelle, und

c) für Bibliotheken des Zentralkatalog der wissen­
schaftlichen Bibliotheken in Köln-Lindenthal, Al- 
bertus-Magnus-Platz.

6. Der Nachweis darüber, daß die Voraussetzun­
gen der Ziffern 1 bis 5 vorliegen und daß die 
Erhaltungsaufwendungen notwendig sind, ist durch 
eine gutachtliche Bestätigung der vorerwähnten 
Stellen zu führen.

II. Soweit ausnahmsweise die Anwendung des 
§ 33 EStG wegen der Höhe der zumutbaren Eigen­
belastung (§ 64 ESt-Durchführungsverordnung), die 
auf die berücksichtigungsfähigen Erhaltungsaufwen­
dungen anzurechnen ist, nicht zu einer angemesse­
nen Steuerermäßigung führt, kann darin nach den 
Verhältnissen des Einzelfalles eine unbillige Härte 
liegen. Diese kann sich insbesondere aus dem Um­
stand ergeben, daß die öffentliche Denkmal- oder 
Archivpflege dem Steuerpflichtigen eine Pflicht zur 
Erhaltung der Kulturwerte auferlegt, die sich wie 
eine öffentliche Last auswirkt. In solchen Härte­
fällen kann durch eine Billigkeitsmaßnahme nach

§ 131 Abs. 1 Satz 2 Abgabenordnung geholfen
werden, indem die zumutbare Eigenbelastung ent­
sprechend herabgesetzt wird. Um eine möglichst 
einheitliche Behandlung derartiger Fälle zu ge­
währleisten, wird die Entscheidung über die An­
wendung des § 131 Abs. 1 Satz 2 AO den Ober­
finanzdirektionen übertragen.

III. Dieser Erlaß ist im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen und den obersten 
Finanzbehörden der anderen Länder des Bundes­
gebietes ergangen."

Die Regelung, die in dem vorstehend abgedruck­
ten Erlaß getroffen worden ist, befriedigt des­
wegen nicht, weil gemäß § 33 EStG die Erhaltungs­
aufwendungen gekürzt werden um die zumutbare 
Eigenbelastung, die nach § 64 EStDV 2—7% des 
jährlichen Einkommens ausmacht. Nur in Härte­
fällen kann durch eine Billigkeitsmaßnahme gemäß 
§ 131 Abs. 1 Satz 2 AO die zumutbare Eigenbe­
lastung herabgesetzt werden. In der Regel bleibt 
also der Eigentümer damit belastet, daß er einen 
Teil der Erhaltungsaufwendungen aus dem ver­
steuerten Einkommen bestreiten muß. Allerdings 
ist dabei zu berücksichtigen, daß bei der Anwen­
dung des § 131 AO neben persönlichen Billigkeits­
gründen auch sachliche Billigkeitsgründe Geltung 
haben; der Erlaß hat zum Ausdruck bringen wollen, 
daß durch eine sich wie eine öffentliche Last aus­
wirkende Erhaltungspflicht ein sachlicher Härtefall 
gegeben ist, der in jedem Falle das Verlangen 
rechtfertigt, die zumutbare Eigenbelastung zu strei­
chen oder wesentlich herabzusetzen. — Demgegen­
über müssen die persönlichen Verhältnisse des 
Steuerpflichtigen, die sonst im Rahmen des § 131 
AO zu berücksichtigen sind, zurücktreten. Diese 
vom BMFin. vertretene Auslegung wird aber viel­
fach bei der Anwendung des Erlasses durch die 
Finanzverwaltung nicht praktiziert. Deswegen be­
friedigt diese Regelung nicht. Die Eigentümer von 
Kulturwerten warten nach wie vor auf eine Än­
derung des EStG, wie sie in der vom Bundestag 
am Ende der dritten Legislaturperiode einstimmig 
von allen Parteien verabschiedeten Entschließung 
entspricht. Diese lautet wie folgt:

„Die Bundesregierung wird ersucht, einen Gesetz­
entwurf vorzulegen, wonach die Aufwendungen zur 
Erhaltung alten Kunst- und Kultürbesitzes, soweit 
er unter Denkmalschutz steht, bei der Einkommen­
steuer als voll abzugsfähig anerkannt werden."
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